
Fa. H+G Personalservice GmbH, Schwalbacher Str. 24, 65843 Sulzbach/Ts.

Allgemeine Geschäftsbedingungen für die Arbeitnehmerüberlassung         
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§ 1   Es bestehen allein vertragliche Beziehungen zwischen der Verleihfirma und der Entleih-

firma. Art und Umfang der auszuübenden Arbeit sowie die Arbeitsleistung der überlassenen

Arbeitnehmer sind daher mit der Verleihfirma zu vereinbaren. Die überlassenen Arbeitnehmer

sind nicht berechtigt, von den im Arbeitnehmerüberlassungsvertrag getroffenen Vereinbar-

ungen abzuweichen.

§ 2   Die Verleihfirma verpflichtet sich, auf besondere Wünsche und Verhältnisse der Entleih-

firma Rücksicht zu nehmen. Sie ist jedoch berechtigt, auch während der Ausführung des Auftrages                                                                                 den überlassenen Arbeitnehmer abzurufen und durch einen anderen zu ersetzen. 

§ 3   Der Verleiher steht dafür ein, daß der Arbeitnehmer allgemein für die vereinbarte Tätig-

keit geeignet ist. Er ist jedoch zur Nachprüfung von Arbeitspapieren, insbesondere von Zeug-

nissen der Arbeitnehmer auf die Richtigkeit hin oder zur Einholung von polizeilichen Führungs-                                                                                   zeugnissen nicht verpflichtet. Auch trifft ihn für die richtige Auswahl der Arbeitnehmer

hieraus keine weitergehende Verpflichtung.

Der Leiharbeitnehmer ist weder Bevollmächtigter noch Erfüllungs- oder Verrichtungsgehilfe

des Verleihers. Die Haftung des Verleihers beschränkt sich daher auf diese Sorgfaltspflichten

im Rahmen der allgemeinen Eignungsprüfung.

Der Verleiher kann in keinem Fall eine Haftpflicht übernehmen, soweit seine Arbeitnehmer

mit Geldangelegenheiten wie Kassenführung, Verwahrung und Verwaltung von Geld, Wertpapieren                                                                                        oder anderen Wertsachen durch den Entleiher betraut werden.

Der Entleiher ist verpflichtet, dem Verleiher alle Umstände mitzuteilen, aus denen sich eine

Haftung des Arbeitnehmers oder des Verleihers ergeben könnte, selbst wenn für den Ent-

leiher erkennbar ist, daß eine Einstandspflicht des Verleihers nicht besteht.

Die Haftung des Verleihers sämtlicher durch seine Leiharbeitnehmer anläßlich der Tätigkeit

beim Entleiher verursachten Schäden ist soweit gesetzlich zulässig und soweit die Haftung 

nicht von der vom Entleiher für seine Arbeit abgeschlossenen Haftpflichtversicherung ge-

deckt ist, ausgeschlossen. Auch haftet der Verleiher nicht für eine schlechte Leistung des

Leiharbeitnehmers. Diese zu überwachen ist Aufgabe des Entleihers.

Im übrigen haftet der Verleiher aus Haftungstatbeständen heraus nur für vorsätzlich und grob fahrlässige                                                             Verursachung des Schadens. Der Entleiher stellt diesbezüglich den Verleiher von allen etwaigen                                                                             Ansprüchen frei, die Dritten im Zusammenhang mit der Ausführung der den Leiharbeitnehmern übertragenen                                                          Tätigkeiten entstehen können.

Der Arbeitnehmer des Verleihers ist nicht zum Inkasso bzw. zur rechtsgeschäftlichen Abgabe

berechtigt.

Der Entleiher ist gehalten, sich einerseits von der Eignung des ihm überlassenen Leiharbeit-

nehmers für die vorgesehene Tätigkeit zu überzeugen und eventuelle Beanstandungen über ihn

an den Verleiher zu richten.

§ 4   Der Entleiher ist verpflichtet, den Leiharbeitnehmer in der Tätigkeit einzuweisen, ihn 

während der Arbeit anzuleiten und zu beaufsichtigen. Der Entleiher hat dafür Sorge zu tragen, daß                                                                                   bei der Arbeit alle gesetzlichen, behördlichen und sonstigen Vorschriften eingehalten werden.

§ 5   Sollte der Entleiher von einem Arbeitskampf betroffen sein, ist H+G-Pers.Serv. im Hin-

blick auf § 11 Abs. 5 AÜG nicht zur Überlassung von Arbeitnehmern verpflichtet.

§ 6   Die Arbeitnehmer des Verleihers haben sich schriftlich zur absoluten Verschwiegenheit über                                                                                     alle Geschäftsangelegenheiten des Entleihers verpflichtet.

§ 7   Die überlassenen Arbeitnehmer sind verpflichtet, wöchentlich einen Stundennachweis vorzulegen.                                                                            Die Entleihfirma verpflichtet sich, diesen durch einen vertretungsberechtigten Bevollmächtigten prüfen                                                                             und unterschreiben zu lassen.
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§ 8   Wünscht der Entleiher die Leistung von Überstunden, Nacht-, Sonn- und Feiertagsarbeit,


bedarf es dazu der vorherigen Zustimmung des Verleihers. Überstunden fallen ab der 50. Stunde

pro Woche an. Ausgenomen sind Sonn- und Feiertage sowie Nachtarbeit (s. § 10)

§ 9   Der Entleiher kann am ersten Tag des Arbeitseinsatzes eines Leiharbeitnehmers inner-

halb der ersten 4 Stunden verlangen, daß dieser ausgetauscht wird. Kommt der Verleiher

diesem Verlangen nicht nach, kann der Entleiher den Vertrag wegen dieses Arbeitnehmers kündigen.                                                                                  Ein Schadensersatzanspruch wegen Nichterfüllung ist ausgeschlossen.

§ 10   Grundlage für die Berechnung ist der vereinbarte Stundensatz zuzüglich der jeweils

gültigen Mehrwertsteuer. Die Rechnungslegung erfolgt wöchentlich. Auf die Stundensätze

sind folgende Zuschläge zu berechnen :



Überstunden (ab der 50. Std. pro Woche)
  25 %



Sonntagsstunden



  50 %
      



Feiertagsstunden



100 %



Schichtzulage

  

  15 %



Nachtschichtzulage
  
  

  25 %



Schmutzzulage          
  

  10 %

Beim Zusammentreffen von mehreren Zuschlägen wird mit Ausnahme der Schmutzzulage 

nur der höhere Zuschlag berechnet.

§ 11   Der Rechnungsbetrag wird gemäß Rechnungsfälligkeit zahlbar. Er ist unter Ausschluß 

jeglicher Abzüge unabhängig von irgendwelchen Erklärungen zu zahlen.

§ 12   Gemäß Artikel 1 § 11 Abs. 6 AÜG unterliegt die Tätigkeit des Leiharbeitnehmers

den in dem Betrieb des Entleihers geltenden öffentlich-rechtlichen Vorschriften des Arbeitsschutzes.                                                                                     Die sich hieraus ergebenden Pflichten für den Leiharbeitgeber obliegen dem Entleiher, unbeschadet                                                                                     der Pflichten des Verleihers.

Der Entleiher verpflichtet sich, die ihm überlassenen Arbeitnehmer vor Arbeitsaufnahme

über die für seinen Betrieb und den jeweiligen Arbeitsplatz geltenden Unfallverhütungs-

vorschriften zu unterrichten, insbesondere diesen Arbeitnehmern die für die Ausübung

der jeweiligen Tätigkeit vorgeschriebene Sicherheitsausrüstung und über die vom Verleiher 

bereitgestellte persönliche Schutzausrüstung (Arbeitshandschuhe, Arbeitsschutzbrille, Arbeits-

schutzhelm, Arbeitsschutzschuhe) hinausgehende Schutzkleidung zur Verfügung zu stellen.

Arbeitsunfälle sind dem Verleiher und der Verwaltungs-Berufsgenossenschaft Hamburg 

mittels Unfallanzeige unverzüglich zu melden. Eine Kopie der Unfallanzeige ist von dem Entleiher                                                                                        gem. § 1553 IV RVO der für den Betrieb des Entleihers zuständigen Berufsgenossenschaft zu übersenden.

Der Entleiher informiert den Verleiher, wenn aufgrund gesundheitlicher Gefährdungen am Arbeitsplatz                                                              Vorsorgeuntersuchungen erforderlich sind. Die Durchführung der Vorsorgeuntersuchung wird durch den                                                                         Entleiher nach Absprache mit dem Verleiher veranlaßt.

Der Entleiher gewährt dem Verleiher und seinen Beauftragten freien Zutritt zu den Arbeits-/ Qualifizierungsplätzen/                                                   Bereichen, in denen Arbeitnehmer des Verleihers namentlich lt. Arbeitnehmerüberlassungsvertrag eingesetzt sind. 

§ 13   Ist der Arbeitnehmerüberlassungsvertrag unbefristet für eine bestimmte Zeit ge-

schlossen worden, so ist er mit einer Frist von einer Woche kündbar. Eine Kündigung ist

nur wirksam, wenn sie gegenüber H+G-Pers.Serv. ausgesprochen wird.

§ 14   Nebenabsprachen und Vertragsänderungen bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der

Schriftform.

§ 15   Sollte eine Bestimmung oder ein Teil einer Bestimmung der Allgemeinen Geschäfts-

bedingungen des Verleihers ganz oder teilweise nichtig sein, so berührt dies nicht die Wirk-

samkeit der übrigen Bestimmungen bzw. Teile der übrigen Bestimmungen. Die unwirksame

Bestimmung wird ersetzt durch eine Regelung, die den Interessen der Vertragsschließenden

am ehesten gerecht wird.
§ 16  Wird ein Mitarbeiter abgeworben, wird eine Vermittlungsprovision in Höhe von drei Monatsgehältern fällig.
§ 17   Erfüllungsort und Gerichtsstand ist Frankfurt/M.


